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XVII. Jahrgang. Nr. 31. 


Zn halt. 


Die Judicatur bei Uebertretungen, begangen durch Aufnahme von 
Gewerbsgehilfen ohne Arbeitsbuch. Von Wenzel Trümmel, k. k. 
Polizeicommiſſär in Prag. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Von dem Bewerber um die Conceſſion zum Betriebe des Verkaufes von Waffen 
und Munitionsgegenſtänden kann lediglich der Nachweis der Erlernung 
des Waffenhandels, keineswegs aber auch der weitere verlangt werden, daß 
er auch das Büchſenmachergewerbe erlernt habe. — Ob der geſetzlich gefor⸗ 
derte Befähigungsnachweis ordentlich erbracht ſei, hat ausſchließlich die Ge⸗ 
werbebehörde ohne jedwede Ingerenz der betreffenden Genoſſenſchaft zu be⸗ 
urtheilen. 

Das Geſetz vom 29. April 1873, R. G. Bl. Nr. 68, betreffend die Execution 
auf die Bezüge aus dem Arbeits⸗ oder Dienſtverhältniſſe, findet auf das 
Einkommen eines ſelbſtſtändigen Gewerbsunternehmers keine Anwendung. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 


Erledigungen. 


Die Zudicatur bei Uebertretungen, begangen durch 
Aufnahme von Gewerbsgehilfen ohne Arbeitsbuch. 
Von Wenzel Trümmel, k. k. Polizeicommiſſär in Prag. 


Die Frage, ob zur Judicatur bei Uebertretungen, begangen von 
Seite der Gewerbetreibenden durch Aufnahme von Gehilfen ohne Ar⸗ 
beitsbuch, die Gerichte oder aber die Gewerbsbehörden berufen ſind, iſt 
identiſch mit der Frage, ob dem $ 321 St. G. durch die Beſtimmun⸗ 
gen der Gewerbeordnung vom 20. December 1859 (§8 74, 133 lit. a 
und 141) derogirt wurde. 

An und für ſich iſt dieſe bereits vor mehr als zehn Jahren in 
Anregung gebrachte Frage durch eine Emanation der oberſten Verwal⸗ 
tungsbehörde wenigſtens für die Adminiſtrativorgane endgiltig gelöſt 
worden. 

Laut des Exlaffee vom 4. Juni 1870, 8. 7410, hat ſich näm⸗ 
lich der k. k. Miniſter des Innern mit den Miniſterien der Juſtiz und 
des Handels in dem Beſchluſſe geeinigt, daß zu den fraglichen Amts⸗ 
handlungen die Gerichte, beziehungsweiſe die Polizeibehörden auf Grund 
des Geſetzes vom 22. October 1862, R. G. Bl. Nr. 72 (vor dem 
Beſtande der Strafproceßordnung ex 1873) und der SS 136 und 141 
der Gewerbeordnung, welche Paragraphe die Zuſtändigkeit der Gerichte 
in den unter das Strafgeſetz fallenden Uebertretungen der Gewerbe⸗ 
ordnung ausdrücklich vorbehalten, competent ſind. Hievon wurden die 
Unterbehörden zur genauen Darnachachtung mit der Aufforderung in 
die Kenntniß geſetzt, dafür Sorge zu tragen, daß der erwähnte geſetz⸗ 
liche Standpunkt bis zur allfälligen Aenderung der bezogenen Beſtim⸗ 
mungen im verfaſſungsmäßigen Wege zur Geltung gebracht werde. *) 


) Siehe Zeitſchr. f. Verw. Jahrg. 1870, S. 167. Zufolge Auftrages des 
k. k. Juſtizminiſters vom 10. Juli 1870, 8. 8101, wurde obiger Beſchluß 


Trotz dieſer ſtricten Weiſung wurden die Gerichte bis in die 
neuere Zeit von der fraglichen Judicatur faſt ausnahmslos verſchont 
und auch nach dem Inslebentreten der Strafproceßordnung vom 23. Mai 
1873, womit das auf dem Geſetze vom 22. October 1862, R. G. Bl. 
Nr. 72, baſirende Richteramt der Polizeibehörden gänzlich beſeitigt wurde, 
fanden ſich die Gewerbsbehörden nicht ſofort veranlaßt, zu Gunſten der 
Gerichte, welche ſonſt in dem Vorrange ihrer Strafjudicatur überall 
und auch von der Gewerbeordnung (§ 136) ausdrücklich reſpectirt wer⸗ 
den, auf das ihnen im Grunde der Gewerbeordnung (§8 74, 133 lit. a 
und 141) gebührende Strafrichteramt zu verzichten. Wenigſtens zeigt 
die Praxis der Gerichte, daß die Anwendung des § 321 St. G. nur 
al ſelten ſtattfand, während Contravenienzen dieſer Art ſich ziemlich 
häufig wiederholen und auch durch die Gewerbsbehörde bei diverſen 
Anläſſen conſtatirt werden. 


| In neuerer Zeit jedoch werden die Gerichte im Grunde des 
s 321 St. G. häufig in Anſpruch genommen, wobei offenbar die ſich 
ihrer Competenz begebenden Adminiſtrativbehörden nicht ſo ſehr von der 
vorbezogenen Miniſterialweiſung, als vielmehr durch den Wortlaut des 
Art. VIII der Kundmachung zur Strafproceßordnung ex 1873 beſtimmt 
werden. 

Anregung hiezu und ein leuchtendes Beifpiel lieferte ihnen wohl 
die vielfach auch in dieſen Blättern (J. 1878, Nr. 3, 4, 5, 7, 22 
und J. 1876 Nr. 7) gründlich erörterte und durch das Judicat vom 
21. November 1874, 3. 8879, zunächſt für die Gerichtsbehörden defi⸗ 
| nitiv entſchiedene Competenzfrage hinſichtlich der Judicatur in Meldungs⸗ 
| vorſchriften. 

In den bisher zur Entſcheidung gekommenen Fällen haben zwar 
die Gerichte vorderhand noch keinen Anlaß gefunden, zu der hier 
aufgeworfenen Competenzfrage Stellung zu nehmen, was ſehr leicht er⸗ 
klärlich iſt, wenn man einerſeits die Stellung und Aufgabe des öffent⸗ 
lichen Anklägers und des Richters, und andererſeits die Perſönlichkeit 
des jeweiligen Angeklagten in Betracht zieht, dem es an der nöthigen 
Vorbildung und Geſetzeskenntniß mangelt und der zumeiſt ohne Rechts⸗ 
beiſtand vor dem gerichtlichen Forum erſcheint. 
| Nichtsdeſtoweniger erſcheint uns die angeregte Competenzfrage 
wichtig genug, um ſie, der vorerwähnten Miniſterialentſcheidung un⸗ 
geachtet, einer neuerlichen Erörterung zu unterziehen, und dies um ſo 
mehr, als ja das VI. und das VIII. Hauptſtück der alten Gewerbe⸗ 
ordnung, worin die fraglichen geſetzlichen Beſtimmungen enthalten ſind, 
gegenwärtig noch gelten und erſt revidirt werden ſollen. Mit unſeren 
Bemerkungen wollen wir lediglich bezwecken, daß die maßgebenden Fac⸗ 
toren unſerer Legislative bei der in Angriff genommenen Reviſion des 
VI. und VIII. Hauptſtückes der alten Gewerbeordnung, ſpeciell der 
Beſtimmungen der SS 74, 133 und 136 lit. e, ihre Aufmerkſamkeit 


als eine an die Verwaltungsbehörde erlaſſene Belehrung auch den Gerichten mit⸗ 
getheilt, jedoch mit dem Beifügen, daß dadurch ihren Beſchlüfſen in keinerlei 
Weiſe vorgegriffen werde. 


dieſem Fragepunkte zuwenden und denſelben durch eine klare und ſtricte 
Faſſung der endgiltigen Löſung zuführen. Bis dahin halten wir aber 
an der Meinung feſt, daß mit Rückſicht auf die einſchlägigen Beſtim⸗ 
mungen der gegenwärtig partiell noch giltigen Gewerbeordnung vom 
20. December 1859 der $ 321 St. G. nicht mehr zu Recht be⸗ 
ſteht, demnach nicht mehr anzuwenden kommt, da demſelben durch die 
angerufenen Beſtimmungen der Gewerbeordnung derogirt wurde.“) 

Die Gründe hiefür laſſen ſich im Nachſtehenden zuſammenfaſſen. 

Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß durch eines neues Geſetz 
eine Verfügung getroffen werden kann, welche die Aufhebung eines frü⸗ 
heren Geſetzes involvirt, ohne daß dieſe Aufhebung ſpeciell ausgeſprochen 
wäre. Dasſelbe gilt auch von einzelnen Beſtimmungen eines Geſetzes. 
Nun ſteht die mit voller Geſetzeskraft erlaſſene Gewerbeordnung zum 
allgemeinen Strafgeſetzbuche in dem Verhältniſſe eines ſpäteren Geſetzes 
und da dieſelbe in den 88 74 und 133 lit. a über einen und den⸗ 
ſelben Gegenſtand andere, umfaſſendere Beſtimmungen trifft, hiefür 
ſogar auch andere, ſchärfere Strafen normirt, jo haben bei ſich erge⸗ 
benden Zweifeln über die Giltigkeit von einander widerſprechenden Nor⸗ 
men die allgemeinen Interpretationsregeln des allg. bürg. Geſetzbuches, 
hier ſpeciell der S 9 desſelben in Anwendung zu kommen. 

Dem ſteht ſcheinbar die Anordnung des § 136 der Gewerbe⸗ 
ordnung entgegen, wornach die Concurrenz von Gewerbepolizei⸗ und 
Gerichtsſtrafen bei ſolchen Handlungen und Unterlaſſungen ausgeſchloſſen 
erſcheint, welche zwar als Uebertretungen der Gewerbsvorſchriften er⸗ 
ſcheinen, zugleich aber einer durch die allgemeinen Strafgeſetze feſtge⸗ 
ſetzten Strafe unterliegen. 


Fürs Erſte geben wir nicht zu, daß neben den Anordnungen der 
88 74 und 133 lit. a G. O. auch jene des 8 321 St. G. Geltung 
haben, daß daher eine Concurrenz von Strafen eintreten könne. Dann 
kommt es aber darauf an, den wahren Sinn, die Tragweite der frag- 


lichen Beſtimmung des § 136 lit. c zu ermitteln. Ja darin liegt. 
geradezu der Schwerpunkt der ganzen Controverſe, der Urſprung und 


die Veranlaſſung des Streites, deſſen befriedigende Löſung von der 


richtigen Aufſaſſung der im Streite befangenen Anordnung des § 136 
G. O. abhängt. 

Was iſt nun die ratio juris jener geſetzlichen Beſtimmung? 
Hintanhaltung der Concurrenz von Strafen ſeitens heterogener Behörden 
aus Anlaß einer bereits vor das gerichtliche Forum gehörigen ſtrafbaren 
Handlung. Es iſt eine Umkleidung des im Strafrechte allgemein aner⸗ 
kannten und ausnahmslos giltigen Grundſatzes ne bis in idem. 


Die Aufnahme jener grundſätzlichen Beſtimmung war hier um 


ſo nothwendiger, als das ganze Geſetz Normen ſtrafpolizeilichen Charakters 


enthält und nach unſerem Rechte, ſowie auch nach den Rechtsprincipien 
anderer Culturſtaaten die Polizeiſtrafen mit Gerichtsſtrafen concurriren 
können. 


Unterſuchen wir nun die Natur derjenigen Contravenienzen, welche 


in der Gewerbeordnung vorgeſehen ſind, ſo finden wir, daß ſich dieſelben 
für unſeren Zweck nach 3 Arten claſſificiren laſſen, nämlich 1. in ſolche, 


die rein polizeilich ſind, 2. gemiſchten Charakters, d. h. die unter 


Hinzutritt gewiſſer Umſtände und Vorausſetzungen Gerichtsdelicte werden 
(z. B. Mißhandlung des Lehrlings 8 93 und 95 und 133 lit. a 
G. O. und § 413 und 420 St. G.), und 3. ſolche, welche an 
und für ſich unter allen Umſtänden Gerichtsdelicte find oder bisher nur 
im Strafgeſetzbuche normirt erſcheinen. Alle drei Arten ſind auch im 
§ 133 lit. a inbegriffen. 

Nun iſt in den Fällen sub 1 jede gerichtliche, in jenen sub 3 
jede gewerbspolizeiliche Strafamtshandlung (ſofern ſie lediglich Ver⸗ 
häugung von Strafen des § 131 lit. a, b, c G. O. zum Zwecke hat) 
gänzlich ausgeſchloſſen, eine Strafenconcurrenz kann hier an und für ſich 
nicht ſtattfinden. In beiden Fällen iſt die Competenz der diesfalls 
amtshandelnden Behörde klar aufliegend und unzweifelhaft. 

Anders bei den sub 2 charakteriſirten Uebertretungen. So ſtellt 


ſich z. B. die Mißhandlung eines Lehrlings einmal als eine Gewerbs⸗ 


polizeiübertretung (durch Ueberſchreitung des im § 93 G. O. ſtatuirten 
Züchtigungsrechtes) dar, ein ander Mal kann ſie den Thatbeſtand der in 
den 88 413 und 420 St. G. normirten Uebertretung gegen die körper⸗ 
liche Sicherheit begründen. Wenn nun der Strafrichter die objectiven 
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Merkmale jener Uebertretung nicht vorliegend fand und demnach das 
Strafverfahren durch Einſtellungsbeſchluß oder durch einen abſolvirenden 
Spruch zum Abſchluſſe gelangte, ſo kann ſich noch immer die Gewerbe⸗ 
behörde mit demſelben Straffalle befaſſen und ungeachtet des richter⸗ 
lichen Freiſpruches denſelben Angeklagten wegen Mißhandlung des Lehr⸗ 
linges im Grunde der SS 95 und 133 lit. a G. O. mit einer 
angemeſſenen Strafe belegen. 

| Dies kann aber bei ſich ergebender Uebertretung durch Aufnahme 
eines Gehilfen ohne Arbeitsbuch niemals der Fall ſein. 

Denn haben wir dieſelbe als eine rein polizeiliche Uebertretung 
aufzufaſſen — und das behaupten wir in der That — ſo kann der 
ordentliche Strafrichter niemals in die Lage kommen, hierüber zu judi⸗ 
ciren, ſpricht man ihr aber den Charakter eines reinen Gerichtsdelictes 
zu, ſo kann dieſelbe niemals der adminiſtrativen Judicatur unterzogen 
werden. Ebenſo iſt klar, daß fie nicht zu der sub 2 charakteriſirten 
Art von Uebertretungen gehört. Mit Einem Worte: die Uebertretung, 
begangen durch Aufnahme eines Gehilfen ohne Arbeitsbuch, war bis 
zum Erſcheinen der Gewerbeordnung ex anno 1859 lediglich im allg. 
Strafgeſetzbuche enthalten und daſelbſt normirt ($ 321), ohne den 
Charakter jener Uebertretungen zu beſitzen, die bei Wegfall gewiſſer 
Vorausſetzungen zu bloßen Polizeiübertretungen herabſinken und der 
Competenzſphäre des Adminiſtrativrichters anheimfallen, wie es bei den 
zahlreichen Uebertretungen des VIII. Hauptſtückes des allg. Strafgeſetz⸗ 
buches hie und da der Fall iſt, weshalb ſich auch in den einſchlägigen 
Adminiſtrativvorſchriften (Baupolizeiordnung, Vorſchriften über Gifthandel, 
Sprengftoffe ꝛc.) auf die bezüglichen Normen des allg. Strafgeſetzbuches 
bezogen wird. 

Wenn wir alſo annehmen wollten, daß der $ 321 St. G. durch 
die neueren Beſtimmungen der Gewerbeordnung gar nicht berührt erſcheint, 
demnach demſelben nicht derogirt wurde, ſo könnte immer nur der 
ordentliche Strafrichter und blos dieſer über den Beſtand dieſer Ueber⸗ 
tretung abzuſprechen berufen ſein, aber niemals käme auch die 
Gewerbebehörde in die Lage, hierüber zu judiciren. 

Dann aber entſteht die Frage, wo zu der Geſetzgeber die Außer⸗ 
achtlaſſung der Vorſchrift, wie fie der § 74 der Gewerbeordnung 
aufſtellt, mit der im § 133 eodem normirten Strafe bedroht, wenn 
dieſe geſetzliche Beſtimmung niemals in Anwendung kommen, niemals 
jene Strafe verhängt werden kann? Und doch müſſen wir annehmen, 
daß der Geſetzgeber die Worte mit voller Ueberlegung und Abſicht 
gebrauchte, daß demnach jene geſetzliche Beſtimmung nichts Ueberflüſſiges 
oder gar Zweckloſes enthalte! 

Oder ſollte der Zweck der fraglichen Geſetzesbeſtimmung darin 
zu finden ſein, daß das adminiſtrative Strafrichteramt blos dann 
einzutreten habe, wenn es ſich um die Aufnahme eines Handlungs⸗ 
dieners ohne Ausweis, d. h. ohne behördlich vidirtes Zeugniß des 
früheren Dienſtgebers handelt, während ſonſt in den übrigen Fällen (der 
Aufnahme eines Gehilfen ohne Arbeitsbuch) der Thatbeſtand der Ueber⸗ 
tretung des $ 321 St. G. vorliege und die Strafamtshandlung ſomit 
nur dem Gerichte zuſtehe? 

Dieſe Abſicht lag gewiß dem Geſetzgeber bei Abfaſſung der 
Gewerbeordnung vollſtändig fern, zumal die Aufſtellung eines ſolchen 
| Unterſchiedes ganz grundlos und die verſchiedene Behandlung eines und 
desſelben Straffalles durch Aufſtellung einer zweifachen Behörden⸗ 
competenz völlig ungerechtfertigt wäre. Eine ſolche Unterſcheidung wider⸗ 
ſpräche auch dem Geiſte unſerer Gewerbeordnung, widerſpräche ſelbſt 
den Principien jeder Geſetzgebung. 

Und dennoch muß man zugeben, daß ſich der erſtere Fall nicht 
ohne Weiteres unter die Sanction des $ 321 St. G. ſubſumiren laſſe, 
weder nach dem klaren Wortlaute der bezogenen Geſetzesſtelle, noch 
auf Grund der allgemein giltigen Interpretationsregeln. Denn der 
8 321 St. G. ſpricht lediglich von „Geſellen“, wozu Handlungsdiener 
nicht gehörten *), dann von „Kundſchaſt“, „Wanderbuch“, an deren 


6 ) Die Wanderbücher wurden als ein öffentliches polizeiliches Inſtitut 
durch das a. h. Patent vom 24. Februar 1827 an Stelle der früher beſtandenen 
Kundſchaften, Zeugniſſe und Wanderpäſſe eingeführt, und zwar nur für Hand⸗ 
werksgeſellen und „Arbeiter“, wozu auch die Berg⸗, Hütten⸗ und Fabriksarbeiter, 
dann die Hilfsarbeiter bei Gewerben und Fabriken, nicht auch Feldarbeiter und 
Taglöhner gezählt wurden. Laut der böhm. Gub. Vdg. vom 28. November 1834, 
3. 47.423, fanden die Vorſchriften wegen Einführung der Wanderbücher auf die 


) Den Zweifel über die Anwendbarkeit der Strafbeſtimmung des § 321 Claſſe der Handlungsdiener keine Anwendung, weil es nicht in der Abſicht 
St. G. bei dem Beſtande der neuen Gewerbeordnung hat zuerſt Stubenrauch der Staatsverwaltung lag, die Wanderbücher auf andere Individuen auszudehnen. 


in ſeinem Handbuch d. ö. Gew. R. rege gemacht. 


(Obentraut, Handb. d. öff. V. B. 5, ©. 313.) 


— 127 — 


Stelle ſpäter „Arbeitsbücher“ eingeführt wurden; dagegen bedient fich | den muß.“ — In dem betreffenden Erlaſſe an die erſte Inſtanz ſprach 
der $ 74 G. O. der allgemeinen Bezeichnung „Gehilfe“ und „Aus⸗ ſich die k. k. Landesſtelle noch dahin aus, daß „die Verleihung der 
weiſe“, wodurch bewirkt wird, daß der Begriff der Uebertretung des Gewerbe, ſomit auch die Beurtheilung, ob der geſetzlich geforderte Be⸗ 
Ss 74 G O. in ſubjectiver und objectiver Beziehung ein viel fähigungsnachweis gehörig erbracht wurde, der Gewerbebehörde ohne 
umfaſſenderer iſt, als jener des $ 321 St. G., demnach nicht identiſch[ Ingerenzuahme der Genoſſenſchaften zuſtehe, und letztere nur, wenn es 
mit dieſem letzteren. ſich um Dispenſen von Lehrzeugniſſen, reſpective Befähigungsnachweiſe 

Daß die Anwendung der Analogie gemäß Artikel IV der Kund⸗ handelt, gemäß § 14 des Geſetzes vom 15. März 1883 einzuverneh⸗ 
machung zum allg. Strafgeſetzbuche ausgeſchloſſen iſt, braucht wohl nicht men ſind, welcher Fall bei conceſſionirten Gewerben nicht eintreten 
erſt hervorgehoben zu werden. kann, da bei denſelben eine Nachſicht des Befähigungsnachweiſes über⸗ 

Der ſcheinbare Widerſpruch, welcher zwiſchen der Anordnung des haupt nicht zuläſſig iſt.“ Dr. V. 
§ 136 und der vorangehenden Beſtimmung des § 133 lit. a der 
Gewerbeordnung beſteht, ſchwindet alſo gänzlich, ſobald es klar wird, Das Geſetz vom 29. April 1873, N. G. Bl. Nr. 68, betreffend 
daß der $ 321 St. G. mit Rückſicht auf die neuere Beſtimmung des die Execution auf die Bezüge aus dem Arbeits: oder Dienſt⸗ 
8 74 und 133 lit. a G. O. nicht mehr in Geltung iſt. verhältniſſe, findet auf das Einkommen eines ſelbſtſtändigen 

ae De i 5 25 Gewerbsunternehmers keine Anwendung. 

In dieſem einſchränkenden Sinne iſt demnach die Vorſchrift des i 9 5 b - 
§ 136 G. O. aufzufaffen, welche Auffaffung auch dem Geiſte und Das Anſuchen des A. um Bewilligung der executiven Sequeſtration 
legislativen Zwecke der Gewerbeordnung entſpricht, wonach die Hand- der Erträgniſſe des dem B. gehörigen Rauchfangkehrergewerbes wurde 
habung und folglich auch die Durchführung der Gewerbevorſchriften in erſter Inſtanz deshalb abgewieſen, weil ſich dieſelbe als eine Exe⸗ 
den Gewerbebehörden obliegt. h get im Sinne des 8 1 des Geſetzes vom 29. April 1873, 

Dem kann ſelbſt die Thatſache nicht widerſprechen, daß noch in R. G. Bl. Nr. 68, darſtellt, die Bedingungen jedoch, unter welchen 
dem Geſetze vom 22. October 1862, R. G. Bl. Nr. 72, die Ueber- gemäß 8 3 dieſes Geſetzes ſolche Eyecutionsverfügungen gegen die im 
tretung des § 321 St. G. (als ein noch zu Recht beſtehendes Gerichts- § 1 lit. © bezeichneten Perſonen, zu denen der Execut gehört, erlaſſen 
delict) ausdrücklich erwähnt und deſſen Handhabung der Polizeidirection werden können, nicht vorliegen. f 
in ihrer Eigenſchaft als ſtellvertretende Gerichtsbehörde überwieſen In dem wider dieſe Abweiſung eingebrachten Recurſe wurde geltend. 
wird. Die Aufnahme des $ 321 St. G. in das Verzeichniß derjenigen gemacht, daß die Wohlthaten dieſes Geſetzes nur jenen Perſonen zu 
Uebertretungen, welche proviſo riſch aus dem Strafgeſetze ausgeſchieden Gute kommen, welche ſich im Arbeits⸗ oder Dienſtverhältniſſe dritten 
und den Polizeibehörden zur Amtshandlung zugewieſen wurden, beruht Perſonen gegenüber befinden, daß, als im Arbeits- und Dienſtverhältniſſe 
offenbar auf einem Redactionsverſehen, und iſt leicht damit zu erklären, ſtehend nur Jener angeſehen werden kann, welcher als Taglöhner, Ge⸗ 
daß die fragliche Uebertretung bereits auf Grund der Verordnung vom hilfe bei einem Meiſter arbeitet oder als Beamter in Privatdienſten 
11. Mai 1854, R. G. Bl. Nr. 120, und dann wieder gemäß Ver⸗ ſtehe, daß jedoch der Meiſter ſeinen Kundſchaften gegenüber nicht im 
ordnung vom 20. Juni 1858, R. G. Bl. Nr. 88, ($ 1 ad 8 und Arbeits⸗ oder Dienſtverhältniſſe ſteht, ſondern vielmehr als ſelbſtſtändiger 
§ 2) der Polizeidirection zur Judicatur überwieſen wurde, alſo zu Unternehmer anzuſehen ſei. . 
einer Zeit, in welcher die Gewerbeordnung noch nicht erfaffen war. Das k. k. Wiener Oberlandesgericht hat dem Recurſe in der 

Erwägung ſtattgegeben, daß B. ein ſelbſtſtändiger Gewerbsunternehmer 
ſei und daß daher das Geſetz vom 29. April 1873, welches Perſonen, 

welche in Privatdienſten angeſtellt ſind, zum Gegenſtande hat, auf die 
Erträgniſſe des Gewerbes des Geklagten keine Anwendung findet. 

Den wider dieſe Entſcheidung vom Geklagten eingebrachten 
Reviſionsrecurs hat der k. k. oberſte Gerichtshof mittelſt Entſcheidung 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Von dem Bewerber um die Conceſſion zum Betriebe des Ver⸗ 
kaufes von Waffen und Munitionsgegenſtänden kann lediglich 
der Nachweis der Erlernung des Waffenhandels, keineswegs 


5 BR 5 f den ch ds Bag vom 26. Februar 1884, 3. 2310, mit Hinweiſung auf die vor⸗ 
aber auch der weitere verlangt werden, daß er auch das Büchſen⸗ m 1 0 8 n N 
machergewerbe erlernt habe. — Or der geſetzlich geforderte Befa⸗ ſtehende Begründung und in der weiteren Erwägung verworfen, daß 


higungs nachweis ordentlich erbracht fei, hat ausſchließlich die auch die Erträgniſſe eines conceſſionirten Gewerbes, inſoweit diesfalls 
Gewerbebehörde ohne jedwede Ingerenz der betreffenden Genoſſen⸗ eine ſpecielle Ausnahme nicht beſteht, in Execution gezogen werden können, 

ſchaft zu beurtheilen. eine ſolche Ausnahme aber zu Gunſten des Rauchfangkehrergewerbes 

A. H., früher Geſchäftsführer einer Nürnbergerwaarenhandlung nicht beſteht. Ger.⸗H. 

zu G., beabſichtigte, einen Handel mit Waffen und Munitionsgegen⸗ 
ſtänden gewerbsmäßig zu betreiben, und bewarb ſich zu dieſem Ende bei 
der politiſchen Behörde des Stadtgebietes zu G. um die entſprechende 
Conceſſion, indem er ſeine Befähigung zum Betriebe dieſes Geſchäftes 
durch Beibringung eines Zeugniſſes über die ordentlich erfolgte Erler⸗ 
nung der zum Waffenhandel nöthigen Kenntniſſe und zweier Zeugniſſe 
über längere praktiſche Verwendung in derartigen Gewerben nachzu⸗ 
weiſen verſuchte. Nach vorausgegangener Einholung der gutächtlichen 
Aeußerung der Genoſſenſchaft der Büchſenmacher und Mechaniker wies 


Geſetze und Verordnungen. 


1883. II. Semeſter. 
Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 
XII. Stück. Ausgeg. am 13. December. 
18. Geſetz vom 27. November 1883, ad 3. 18.441, betreffend die 
Errichtung einer Mauth an der Hellbrunner Salzachbrücke. 


die Bezirksbehörde zu G. unterm 16. April 1884, 3. 19.281, den XIII. Stück. Ausgeg. am 18. December. 
A. H. mit ſeinem Anſuchen aus dem Grunde ab, weil nach ihrer An- 19. Kundmachung der k. k. Landesregierung Salzburg vom 17. December 
ſicht und der übereinſtimmenden Auffaſſung der Genoſſenſchaft von dem 1883, Z. 7243, betreffend die Aufhebung des k. k. Salzverſchleißamtes in Hallein. 
Conceſſionswerber der Nachweis ſeiner Befähigung zum Betriebe des XIV. Stück. Ausgeg. am 21. December. 
Waffenhandels im Sinne des § 5, Alinea 2 der Miniſterialverordnung 20. Kundmachung der k. k. Landesregierung Salzburg vom 17. December 


vom 17. September 1883 nicht erbracht worden ſei. 

Gegen dieſen abweislichen Beſcheid recurrirte nun A. H. an die 
Landesſtelle. XV. Stück. Ausgeg. am 27. December. 

Die Statthalterei zu Graz gab mit Entſcheidung vom 4. Juni 21. Kundmachung der k. k. Landesregierung Salzburg vom 18. December 
1884, 3. 9691, dem Recurſe Folge, nachdem die Verfertigung von 1883, 3. 7185, betreffend die Vergütung der Mittagskoſt für die Militärmann⸗ 
Waffen, reſpective Schußwaffen und Munitionsgegenſtänden und der ſchaft auf dem Durchzuge im Jahre 1884. 

Verkauf von Waffen, reſpective Schußwaffen und Munitionsgegenſtänden 
zwei für ſich beſtehende verſchiedene Gewerbe find und der bezüglich des Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier- 


1883, Z. 7221, betreffend die Einhebung der Umlage zur Bedeckung des Koſten⸗ 
erforderniſſes der Handels⸗ und Gewerbekammer in Salzburg für das Jahr 1884. 


Verkaufes von Waffen, reſpective Schußwaffen und Munitionsgegen⸗ mark. 
ſtänden im Punkte 5, Alinea 1 und 2 der Miniſterialverordnung vom VIII. Stück. Ausgeg. am 19. Juli. 
17. September 1883, R. G. Bl. Nr. 151, geforderte Befähigungs⸗ 11. Geſetz vom 2. September 1882, betreffend einige Maßregeln zur 


nachweis durch die vorgewieſenen Zeugniſſe als erbracht angeſehen wer⸗ Hebung der Fiſcherei in den Binnengewäſſern. 


12. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 9. Juni 1883, womit in 
Folge der mit dem Erlaſſe vom 22. Mai 1883, Nr. 5909,276, vom hohen 
k. k. Ackerbauminiſterium ertheiften Genehmigung nach Einvernehmung des ſteier⸗ 
märkiſchen Landesausſchuſſes und von Sachverſtändigen die Durchführungs⸗ 
beſtimmungen zu dem Geſetze vom 2. September 1882, betreffend einige Maß⸗ 
regeln zur Hebung der Fiſcherei in den Binnengewäſſern Steiermarks, erlaſſen 
werden. 

IX. Stück. Ausgeg. am 17. Auguſt. 

13. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 23. Juni 
1883, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des Beſchluſſes des ſteierm. Land⸗ 
tages wegen Abtretung eines Grundſtreifens vom Joanneum⸗Garten und des 
Plätzchens vor dem Dettelbach ſchen Haufe in das Eigenthum der Stadt Graz. 

14. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 6. Juli 
1883, bezüglich der Aenderung des Namens der Gemeinde „Ottersdorf“ in jenen 
von „St. Peter am Ottersbach“. 

15. Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 24. Juli 1883 an ſämmtliche 
Oberlandesgerichte und Oberſtaatsanwaltſchaften. (Nähere Bezeichnung der gleich⸗ 
namigen Bezirksgerichte St. Leonhard in Kärnten und Steiermark.) 

16. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 12. Auguſt 
1883 über den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des fteierm. Landtages vom 
9. Juni 1883, betreffend die Ausſcheidung der Kataſtralgemeinde Markt Lemberg 
aus der Ortsgemeinde Süſſenberg und die Conſtituirung der genannten Kataſtral⸗ 
gemeinde zu einer eigenen Gemeinde. 


X. Stück. Ausgeg. am 13. September. 
17. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 12. Auguſt 
1883 über den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteierm. Landtages vom 
11. Juni 1883, betreffend die Bewilligung zur Einhebung von 60%, der directen 
Steuern überſteigenden Umlagen in den Gemeinden Blumegg, Stadl, Hafning, 
St. Stefan ob Leoben, Trofaiach, Eibiswald und Radmer. j 
18. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 17. Auguſt 
1883 über den Allerhöchſt genehmigten Landtagsbeſchluß vom 15. Juni 1883, 
betreffend die Bewilligung zur Einhebung von 35% der directen Steuern ſammt 
Staatszuſchlägen überſteigenden Bezirksumlagen für die Bezirke Birkfeld, Murau, 
Drachenburg und Stainz. 
XI. Stück. Ausgeg. am 15. October. a 
19. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 10. September 
1883, betreffend die Abänderung des Punktes 7 des Anhanges zur prov. Waſen⸗ 
meiſterinſtruction vom 21. März 1881 (Landesgejeg- und Verordnungsblatt 


1881, Nr. 8). 
XII. Stück. Ausgeg. am 9. November. 


20. Geſetz vom 18. October 1883, wirkſam für das Herzogthum Steier⸗ 
mark, betreffend die Verwendung von Privathengſten zum Beſchälen. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 28. November. 
21. Kundmachung des ſteierm. Landesausſchuſſes vom 5. November 1888, 
betreffend die Verwaltung der öffentlichen Krankenhäuſer des Landes außer Sc. 


XIV. Stück. Ausgeg. am 19. December. i 

22. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 13. November 
1883, betreffend den Allerhöchſt genehmigten Landtagsbeſchluß bezüglich einer 
Abgabe auf den Verbrauch von Bier und Spirituoſen in der Gemeinde Marburg 
für die Jahre 1884, 1885 und 1886. 

23. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 2. December 
1883, betreffend den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteierm. Landtages 
vom 13. Juli 1883 wegen Ausſcheidung der Kataſtralgemeinde Untervogau aus 
der Ortsgemeinde Straß und Conſtituirung dieſer Kataſtralgemeinde als ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gemeinde. 

24. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 4. December 
1883, betreffend die Allerhöchſt genehmigten Beſchlüſſe des ſteierm. Landtages 
vom 22. Juni 1883, wegen Bedeckung des Abganges der ſteierm. = 

| 


Ve 


für das Jahr 1884. 
XV. Stück. Ausgeg. am 28. December. 

25. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 14. December 
1883, betreffend die Vergütung für die der Militärmannſchaft auf dem Durchzuge 
gebührende Mittagskoſt. 

26. Verordnung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 15. December 
1883, betreffend die Meldung der Winzer ſeitens der Dienſtgeber. 

27. Kundmachung der k. J. entz⸗Landesdirection für Steiermark vom 
12. December 1883, betreffend die Auflaſſung der Brückenmautheinhebung in 
Franz und Errichtung einer eigenen Brückenmauthſtation bei der Wolskabrücke 
in Kappel. 
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Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 


XV. Stück. Ausgeg. am 13. Juli. 
16. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 7. Juli 
1883, Z. 6333, betreffend die den Inſaſſen der Ortſchaft Tſchinowitſch ertheilte 
Bewilligung zur Einhebung von Mauthgebühren an der Gailbrücke bei Tſchinowitſch. 
XVI. Stück. Ausgeg. ani 22. Auguſt. 
17. Geſetz vom 4. Auguſt 1883, betreffend die Herſtellung einer Ver⸗ 
bindung der Millſtätter⸗Landes⸗ und der Salzburger⸗Reichsſtraße bei Seebach. 
18. Erlaß des Juſtizminiſteriums ddo. 24. Juli 1883, 8. 11.745, an 
ſämmtliche Oberlandesgerichte und Oberſtaatsanwaltſchaften, betreffend die nähere 
Bezeichnung der gleichnamigen Bezirksgerichte St. Leonhard in Kärnten und 
Steiermark. a 
XVII. Stück. Ausgeg. am 8. September. 
19. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten vom 4. September 
1883, 3. 8468, betreffend die Verlängerung der den Eheleuten Joſeph und 
Maria Ferk ertheilten Bewilligung zur Einhebung von Mauthgebühren an der 
Drauüberfuhr bei Schwabegg. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Director der Miniſterialcommiſſion für die 
Verwaltung der Dnieſter und Tarnow⸗Leluchower Staatsbahn, der Erzherzog⸗ 
Albrecht⸗Bahn und der mähriſchen Grenzbahn Regierungsrathe Maximilian Ritter 
von Pichler taxfrei den Titel eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Handelsminiſterium 
Dr. Franz Meißl den Titel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei 
verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Dr. Zeno Korotkiewiez zum Polizeirathe der Krakauer 
Polizeidireetion ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
mit Titel und Charakter eines Rechnungsrathes bekleideten Rechnungsrevidenten 
im Landwehr⸗Fachrechnungs⸗Departement des Landesvertheidigungsminiſteriums 
Peter Enslein zum Rechnungsrathe bei dem Rechnungsdepartement der tiroli⸗ 
ſchen Statthalterei ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Leopold Wittek, den 
Finanzwach⸗Oberinſpector Dr. Vincenz Ritter von Krainski und den Viceſecretär 
im Finanzminiſterium Michael Grafen Dzieduszycki zu Finanzräthen der 
galiziſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommifſär Ludwig Hocevar 
zum Finanzſecretär und den Finanzeommiſſär Georg Sablich zum Finanz⸗ 
Obercommiſſär der Trieſter Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Secretäre der Tabakhauptfabriken Joſeph 
Jezek in Winniki und Johann Raab in Linz, dann den Controlor der Tabak⸗ 
fabrik in Landskron Franz Schönfelder zu Directoren der Tabakfabriken erſter 
Kategorie und die Tabakfabrikscontrolore Ferdinand Friedrich in Wien am 
Rennweg, Karl Knobloch in Klagenfurt und Joſeph Schebeſta in Jagielnica 
zu Secretären bei Tabakhauptfabriken zweiter Kategorie ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Adjuncten der galiziſchen Finanzprocuratur 
Dr. Karl Marian Engel zum Secretär bei der gedachten Finanzprocuratur 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Ingenieur der Seebehörde Alois Seſtan 
zum Oberingenieur ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Förſter Karl Hueber zum Forſt⸗ 
inſpectionscommiſſär in Schleſien ernannt. 


Erledigungen. 


Vicedirectorsſtelle bei der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei mit der ſiebenten 
Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 170.) 

Primararztesſtelle im Coneretualſtatus der drei Wiener Krankenanſtalten 
mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 10. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 170.) 

Heiz⸗ und Ventilations⸗Inſpectorsſtelle im neuen Rathhauſe in Wien mit 
1 Gehalt und 30percentigem Quartiergeld, bis 11. Auguſt. (Amtsbl. 

Kanzliſtenſtelle mit der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Berghauptmann⸗ 
ſchaft in Prag, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 172.) 

Eine Feuerwehr⸗Oberinſpectorsſtelle mit 1800 fl. Gehalt, zwei Feuerwehr⸗ 
Inſpectorsſtellen erſter Claſſe mit 1400 fl. Gehalt und drei Feuerwehr⸗Inſper⸗ 
torsſtellen zweiter Claſſe mit 1200 fl. Gehalt, alle mit 30percentigem Quartier⸗ 
gelde ꝛc. beim Magiſtrate der Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, bis Mitte 
Auguſt. (Amtsbl. Nr. 173.) 

Directorsſtelle beim k. k. allgemeinen Krankenhauſe in Prag mit der 
ſechsten Rangsclaſſe und Naturalwohnung ꝛc., bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 173.) 


DEE” Hiezu als Beilage: Bogen 15 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. "BEE 
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